
Antwort von Rainer Kraft, AfD 
 

Sehr geehrte Frau Schneider, 
 
Die Fraktionsvorsitzenden der AfD im Deutschen Bundestag, Frau Dr. Alice Weidel und Herr Dr. 
Alexander Gauland fordern den Verzicht auf die geplante Verschärfung des Infektionsschutzgesetzes 
(IfSG) und haben dazu wie folgt Stellung genommen: 
 
"Die AfD-Fraktion lehnt den vorliegenden Entwurf zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes ab. 
Dieses Gesetzesvorhaben untergräbt die föderale Architektur der Bundesrepublik Deutschland. Es 
gibt aus unserer Sicht keinen Grund, die grundgesetzlich garantierte Zuständigkeit der Bundesländer 
im Kampf gegen Corona zu beschneiden und dadurch den Föderalismus zu unterhöhlen." Wir halten 
die geplante Verschärfung des Infektionsschutzgesetzes nicht nur für einen Freibrief, sondern für 
weitreichende pauschale Grundrechtsbeschneidungen durch die Zentralgewalt. Denn diese 4. 
Änderung des IfSG schränkt die Möglichkeit der Bürger zunehmend weiter ein, sich vor Gericht gegen 
unangemessene und überzogene Maßnahmen der Bundesregierung zu wehren. 
Die willkürliche Festlegung von Inzidenzzahlen sind nicht als Grundlage für massive und automatische 
Eingriffe in Grund- und Freiheitsrechte geeignet. Die Bundesregierung maßt sich Kompetenzen an, 
die ihr nicht zustehen, um von ihrem offenkundigen Versagen - etwa bei der Impfstoffbeschaffung 
und dem schleppenden Schutz der Bevölkerung - abzulenken. Wir halten es für nicht hinnehmbar, 
dass diese Bundesregierung demokratische Grundprinzipien beschädigt, weil sie nicht davon 
ablassen kann, sich an ihrem gescheiterten Dauer-Lockdown festzuklammern. 
 
In meiner Funktion als gesundheitspolitischer Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion habe ich mich in 
einer Pressemitteilung vom 14. April 2021 dazu ergänzend wie folgt geäußert:  
"Mit dem nun geplanten neuen Paragraph 28b im IfSG sind weitere gravierende und nicht 
hinnehmbare Beschränkungen oder deutlich gesagt Aberkennung von Grundrechten durch 
bundesweit einheitliche gesetzliche Regelungen vorgesehen. Für Landkreise und Bundesländer heißt 
das, deren Befugnisse und Ermessensspielräume werden ihnen genommen durch einen weiteren 
Ermächtigungsparagraphen für die Bundesregierung."  
 
Gerechtfertigt wird dies durch SARS-CoV2-Inzidenzwerte von über 100 in drei aufeinander folgenden 
Tagen. Die Durchführung ist schematisch vorgeschrieben und unabhängig von besonderen 
regionalen Gründen für den Inzidenzwert in einem Landkreis einzuhalten. Vorgesehen sind 
abendliche und nächtliche Ausgangssperren sowie tief greifende Eingriffe in die Unverletzlichkeit der 
Wohnung.  
Des Weiteren will die Bundesregierung mit dieser Gesetzeserweiterung die Kontrolle über private 
Treffen erhalten. Dazu wird durch die Bundesregierung formuliert: "Zusammenkünfte im öffentlichen 
oder privaten Raum sind nur gestattet, wenn an ihnen höchstens die Angehörigen eines Haushalts 
und eine weitere Person teilnehmen und eine Höchstzahl von fünf Personen nicht überschritten 
wird." Damit und mit den geplanten Ausgangssperren, welche zwischen 21 Uhr bis 5 Uhr den 
Aufenthalt außerhalb einer Wohnung untersagt, würden totalitäre Verbote an willkürlich gesetzten 
Inzidenzwerten ausgerichtet, in ein Gesetz gegossen.  
Außerdem vorgesehen sind Verbote der Öffnung von Gastronomie und Betriebskantinen, Verbot 
touristischer Übernachtungsangebote, Untersagung von Geschäftstätigkeit und Berufsausübung für 
eine Vielzahl von Selbstständigen beziehungsweise Unternehmen sowie Verbote von 
Freizeitbeschäftigungen, Sport- und Kulturveranstaltungen.  
 
Bei Zuwiderhandlung drohen wegen Ordnungswidrigkeit Geldbußen bis 2.500 Euro. Privater Sport 
soll nur noch allein oder mit einem anderen Mitglied des Haushalts ausgeübt werden dürfen.  



Für dann betroffene Landkreise bedeutet dies eine langfristige Entrechtung ihrer Bewohner - alles 
gerechtfertigt mit dem Infektionsschutzgesetz, einem Gesetz, das eigentlich den Gesundheitsschutz 
regeln soll.  
Bei Inzidenzwerten ab 200 in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an drei aufeinander 
folgenden Tagen soll ab dem übernächsten Tag für Bildungseinrichtungen die Durchführung von 
Präsenzunterricht untersagt werden. Kamen vonseiten der Bundesregierung bislang Erklärungen, es 
solle keine Ungleichbehandlung von Geimpften beziehungsweise Immunisierten und nicht geimpften 
Menschen kommen, so findet man nun in dem Gesetzentwurf etwas anderes: "Rechtsverordnungen 
können insbesondere . Erleichterungen und Ausnahmen vorsehen sowie besondere Regelungen für 
Personen, bei denen von einer Immunisierung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 auszugehen ist 
oder die ein negatives Ergebnis eines Tests auf eine Infektion vorlegen können." Die reine Stützung 
auf die Inzidenzwerte zur Beurteilung der Ausbreitung ist nicht tauglich, um derartige Ge- und 
Verbote und Aberkennung von Grundrechten zu rechtfertigen. 
 
Die Ermittlung dieses Wertes hängt stark von der Anzahl der Tests in einem bestimmten Landkreis ab 
wie auch von den Anlässen der Tests und deren Auswertung, welche noch immer nicht standardisiert 
ist.  
Es ist keine Vergleichbarkeit gegeben zwischen Kreisen mit einer hohen Anzahl von Testungen und 
anderen, in denen weniger im Verhältnis zur Bevölkerungszahl getestet wird. Dazu kommt, dass der 
Anlass der Testungen eine gewichtige Rolle spielt, also die Teststrategien der jeweiligen Landkreise. 
Grundsätzlich schlagen sich immer die falsch-positiven Ergebnisse statistisch desto stärker nieder, je 
höher die Anzahl von Testungen ist, unabhängig von dem Testanlass. Negative Testergebnisse - durch 
Schnelltests oder auch PCR-Tests - werden nicht in Berechnungen beziehungsweise statistische 
Bewertungen einbezogen.  
Werden bei einer hohen Anzahl von Testungen selbstverständlich mehr Positivergebnisse gefunden, 
stellt man diesen aber nie das Zahlenverhältnis der negativen Ergebnisse gegenüber. 
 
Mit den derzeitigen Ermittlungsverfahren für die offiziell bekannt gegebenen Inzidenzwerte, welche 
in vielen deutschen Landkreisen deutlich über 100 liegen, trotz wochenlangen "Lockdowns" mit Ge- 
und Verboten hätte man in Verbindung mit dem neuen § 28b die Voraussetzungen für "Dauer-
Lockdowns" in weiten Teilen Deutschlands geschaffen.  
Es drängt sich der Eindruck auf, die Bundeskanzlerin will die leidigen Konferenzen mit den 
Ministerpräsidenten und ihre immer häufiger damit verbundenen Niederlagen endlich umgehen, 
indem der Bund einen gesetzlichen Rammbock gegen die Länderbefugnisse schafft.  
Die AfD wird diesen weiteren Vorstoß gegen unsere Grund- und Freiheitsrechte entschieden 
ablehnen, wie auch schon die vorangegangenen Verschärfungen des Infektionsschutzgesetzes. 
 
Ich hoffe, wir konnten Ihnen unsere Position zu dieser geplanten Änderung des 
Infektionsschutzgesetzes hinreichend darlegen. 
 
 
"Falls Sie über meine politische Arbeit auf dem Laufenden bleiben möchten, dann registrieren Sie 
sich doch auf meiner Website (rainer-kraft-mdb.de) für meinen Infobrief. Wenn Sie auf Facebook 
sind und meiner politischen Arbeit folgen möchten, dann würde ich mich über Ihr "Gefällt mir" 
freuen! Meine Seite können Sie unter @dr.rainer.kraft in Facebook aufrufen. Falls Facebook nichts 
für Sie ist, dann können Sie sich auch auf meinem YouTube-Kanal (Rainer Kraft) über meine Arbeit 
informieren. Sie finden aber auch in Telegram meinen Channel unter 
https://t.me/TeamKraftimBundestag." 
 
 
Mit Freundlichen Grüßen 
 
Detlev Spangenberg 

https://t.me/TeamKraftimBundestag
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